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Die Expedition der Urwähler⸗Zeitung. 


Eine Antwort. 


Man fragt uns: Iſt Euch denn der Abſolutismus 
lieber als die ſtändiſche Monarchie? — Was veran- 
laßt Euch ſo heftig gegen die ſtändiſchen Verfaſſungen 
zu eifern, da Ihr doch einſeht, daß es mit der conſtitu⸗ 
tionellen Form ſo gut wie vorbei iſt und nichts in Aus⸗ 
ſicht ſteht als der nackte Abſolutismus? 

Wir wollen hierauf eine Antwort geben, ſo wahr 
und klar es uns nur möglich iſt, müſſen aber zuerſt ei⸗ 
nen allgemeinen Grundſatz über Regierungsformen auf⸗ 

en. N 
e Geundſatz heißt: Jede Regierungsform kann 
Staaten beglücken, ſobald die Regierungsform den Zu⸗ 
ſtänden und Vorſtellungen des Volkes entſpricht; ent⸗ 
ſpricht fie aber den Zuſtänden oder den Vorſtellungen 
des Volkes nicht, ſo iſt ſelbſt die beſte Regierungsform 
von Unheil. = oy g 

In Frankreich iſt die republikaniſche Regierungsform 
eingeführt, eine Regierungsform, von der Viele glauben, 
daß ſie Völker beglücken müſſe; aber zu einer Republik 
gehören Republikaner, das“ heißt: es müſſen im Volke 
jene ſittlichen Tugenden leben, die eine Republik voraus⸗ 
ſetzt, wie: Anſpruchsloſigkeit im Staatsdienſt, Einfach⸗ 
heit der Sitten, Entſagungsmuth zum Wohl des Vater⸗ 
landes, Achtung vor beſtehenden Geſetzen u. ſ. w. All 
dies fehlt Frankreich. Der oftmalige Wechſel der Staats ſyſteme 
und Reglerungsformen daſelbſt hat den politiſchen Ehr⸗ 
geiz zur Leidenſchaft angeſtachelt, die Geſchichte, die ſtets 
Paris zur Führerin der Mode gemacht, hat die Sitten 
gelockert, das bisherige abenteuerliche Steigen und Fallen 
von Perſonen in- den Glücksumſtänden wie in der Volks⸗ 
gunſt hat die Habſucht heraufbeſchworen und der öftere 
Wechſel der geſetzgebenden Organe hat die Achtung vor 


dem Geſetz untergraben. Dies muß ſelbſt derjenige ein⸗ 
geſtehen, der die republikaniſche Regierungsform für die 


vorzüglichſte hält. 


Aber ganz ſo wie mit der republikaniſchen iſt es mit 
jeder andern Regierungsform und jedem andern Staat. 
Wäre in Preußen zeither die ſtändiſche Regierungs⸗ 
form in den Zuſtänden und Vorſtellungen des Volkes 
begründet, ſo wäre ſie unzweifelhaft jeder andern Form 
vorzuziehen. Wir würden ſie dann auch im Kampf mit 
dem Beamtenabſolutismus unterſtützen uud in ihr den 
Grundpfeiler der Volksthümlichkeit ſehen. Dem iſt aber 
einmal nicht ſo. Wir haben keine politiſchen Stände 
und keine für ſtändiſche Politik eingerichteten Zuſtände! 
Daran hat nicht etwa die Märzrevolution Schuld, 
ſondern der Grund liegt weiter rückwärts in der Geſchichte. 
Die Weltherrſchaft Napoleons hat vor einem halben 
Jahrhundert ſchon die deutſchen Regierungen gelehrt, 
welche Schwäche im ſtändiſchen Weſen und welche Macht 
im Centraliſtren einer Nation liege. Sämmtliche Re⸗ 
gierungen waren daher, als es die Vorbereitungen zum 
Befreiungskampf galt, genöthigt, ſich auf das Volk zu 
ſtützen. So wurde in Preußen auch das haltlos gewor⸗ 
dene ſtändiſche Element vernichtet und die demokratiſche 
Geſetzgebung Steins eingeführt. — Freilich ging es in 
Preußen nach den Befreiungskriegen mit der Entwicklung 
der Demokratie nicht vorwärts, und man bemühte ſich 
ſogar die Stein'ſche Geſetzgebung wieder zu vernichten. 
Allein, wenn man auch die Vorrechte des Adels aufrecht 
erhielt, fo war man doch weiter als je davon entfernt, 
ihm oder den Ständen politiſche Rechte einzuräumen. 
Hier in dieſer Zeit wurzelt der Regierungs⸗Abſolu⸗ 
tismus, der ſtets ankämpfte gegen jede Art von ſtändi⸗ 
ſcher politiſcher Autorität und der ſelbſt im Jahre 1847 
auf dem vereinigten Landtagen, wo die conſtitutionelle 


Stände kämpfte, 


Fraktion für die politiſchen Rechte der 0 
} daß diefer für den 


den Adel fo weit herabgeſtimmt hatte, 
Regierungs⸗Abſolutismus auftrat. 

Man gehe nur noch einmal die Verhandlungen auf 
dem vereinigten Landtag durch, und man wird finden, 
daß dieſelben Herren, die heute fo eifrig für ihre ſtän⸗ 
diſchen Rechte fochten, 55 die politiſchen Rechte der⸗ 
ſelben dem Regierungs- und Beamten⸗Abſolutismus mit 
voller Haſt an den Hals warfen, demſelben Beamten⸗Ab⸗ 
ſolutismus, gegen den ſie uns jetzt hetzen möchten. 

Schon dies allein würde hinreichen, den Ausſpruch 
zu rechtfertigen, daß der Adel in Preußen ſeine politi⸗ 
ſchen Rechte ſelber untergraben und ſich zur Folie des 
Regierungsabſolutismus herabgeſetzt habe. 

Wie wahr dies aber auch iſt, fo liegt doch die Sache 
noch tiefer. — Der Adel hätte nämlich nicht jo zur Fo⸗ 
lie herabſtnken können, wenn nicht die vorhergegan⸗ 
genen Jahrzehnte ihn ſo herabgeſtimmt hätten, durch 
die durchgeführte Herrſchaft eines gebildeten Beam⸗ 
tenthums. r 

Von Steins Regierungsplänen wurde nach dem Ve⸗ 
freiungskrieg viel vernichtet; eines aber blieb ſtehen, und 
bildete ſich weiter aus, das von weſentlichem Einfluß auf 
ganz Preußen war, und dies war die Herrſchaft der 
Bildung. — Man räumte zwar dem Nittergutsbejiger 


die Pateimonialgerichtsbarkeit ein; aber wer war denn 


der Richter? Nicht der Herr Ritter, der oft nicht richtig 
ſchreiben konnte, ſondern der Sohn irgend eines Bauern, 
der Schulen beſucht und Studien gemacht hatte. Durch 
Kenntniß, Fleiß, und ernſte Strebſamkeit kam man in 
Preußen zu den höchſten Ehren. — Freilich wurde hier 
bei auch der Adel begünſtigt, und hochgeſtellte Bürger⸗ 
liche wurden geadelt; aber unverkennbar war und blieb 
es, daß zum Adel die Bildung hinzutreten mußte, um 
ihn ſteigen zu laſſen. Da es aber dem Adel ſchwerer 
wurde, zur Bildung zu gelangen, als dem Gebildeten 
zum 8 e es allgemein im Volk erkannt worden, 
daß der Abſolutismus nur in der Bildung feine Stütze 
habe und dem Adel — mit Ausnahme der Militsir- 
Laufbahn — fein Vorrecht genommen würd. 

So wurde denn ſchon unter Friedrich Wilhelm III. 
das politiſche Element der Stände, namentlich des Adels 
nicht nur vernichtet, ſondern das Bewußtſein eines ſol⸗ 
chen im Adel ſelber ſo erſtickt, daß dieſer ſelbſt noch 
im Jahre 1847 ſeine Rechte hinwarf, und im Kampf 
für politiſche Rechte auf Seiten derer ſtand, die er heute 
bekämpft, auf Seiten des Regierungs⸗ und Beamten⸗Ab⸗ 
ſolutismus. 5 

Wir können nunmehr zur Beantwortung unſerer 
obigen Frage gehen: a 

Wir geſtehen zu, daß eine ſtändiſche Vertretung 
beſſer, wir geſtehen zu, daß die conſtitutionelle Schein⸗ 
vertretung noch ſchlimmer iſt als gar keine; aber zu einer 
ſtändiſchen Vertretung, wenn ſte eine wirkliche Regie⸗ 
rungsform werden ſoll, gehören vor Allem Stände mit 
politiſch⸗ſelbſtſtändigem Bewußtſein, und die haben 
wir in Preußen nicht; und um nur einigermaßen die 
Nation zu befriedigen, muß das ſtändiſche Weſen nicht 
ſo völlig entwurzelt ſein im Volke als es wirklich der 
Fall iſt. 7 


Entwurzelt aber wurde es ſeit 1815 nicht durch das 
Volk ſelber, ſondern durch jene Miſchung des Regierungs⸗ 
elements, das hervorging aus Verſchwägerung des Ab- 
ſolutismus mit dem aus dem Volk erwachſenen gebil⸗ 
deten Beamtenthum. i 

Daher wollen wir es ganz offen außfprechen: 

So ſprichwoͤrtlich mißkreditirt die „Geheimrathsweis⸗ 
heit“ iſt, jo hat fie dennoch immer noch mehr Anſehen 
beim Volk als die entwurzelte Würde der gemachten 
Herrn Pairs, mag fie beſtehen in Geld oder Schulden 
oder Ahnen. 


Berlin, den 22. September. 


— In der Sitzung des poſener Landtags vom 17. nahm 
der Fürſt Sulkowski das Wort und ſprach u. A. folgendes: 
Als Pole und als treuer Unterthan Sr. Majeſtät des Königs 
fühle ich, daß ich dieſen doppelten Character, in welchem ich. 
Sr. Majeſtät und allerhöchſtdeſſen erhabener Familie bekannt 
zu ſein die Ehre habe, ohne Verletzung meines Gewiſſens nicht 
länger tragen kann, ſeitdem ich mit Verwunderung aus der 
giede des Herrn Oberpräſidenten erſehen habe, daß wir von 
letzt an Preußen ſein ſollen. Ich kenne kein Geſetz, welches 
mich dazu verpflichtete; darum proteſtire ich feierlich gegen dieſe 
Neuerung. Das revolutionaire Syſtem, welches Nationalitäten“ 
durch Ukaſe umändern will, wird in mir, als einem Polen und 
Couſervativen, ſtets einen Gegner finden. Meine Herren! er⸗ 
lauben Sie mir noch ein Wort! Meine Sympathieen für den 
Thron. ſind aufs Empfindlichſte berührt worden durch jene 
Worte des Heren Oberpräſtdenten, wonach es den Anſchein 
hat, als ob die Gewährung deſſen, was Geſetz und Gerech⸗ 
tigkeit erheiſchen, erſt von gewiſſen Bedingungen abhängig gemacht 
werden ſoll. Ich glaube, der Herr Kommiflarius hat in dieſem 
Punkte den Sinn Sr. Majeftät nicht getroffen. Unſer erhabe⸗ 
ner Monarch ſtraft Treubruch und Verrat, aber niemals macht 
er die Gerechtigkeit ven Bedingungen abhängig!“ 

Einige andere polniſche Abgeordneten traten dieſen Wor⸗ 
ten bei; über einen Antrag, die ganze Verſammlung möge der 
Verwahrung Sulkowski's beitreten, ließ der Marſchall (Vor⸗ 
figende) jedoch nicht abſtimmen. — Nach dem C. B. macht 
obige Erklärung hier in allen Kreiſen ein bedeutendes Auffehen, 
namentlich auch wegen der Hinweiſung des Fürſten „auf die 
von dem Kommiſſarius mißverſlandene Gefinnung Sr. Male⸗ 
ſtät des Königs.“ 

— Der „Köln. Z.“ wird geſchrieben: „Wie vielfach verlau⸗ 
tet, hat der Graf Fürſtenderg⸗Stammheim ſich zu dem Schritte 
der Wahlverweigerung nicht eher entſchleſſen, als bis er nicht 
blos das Gutachten der auszezeichnetſten Rechtsgelehrten, ſondern 
auch den geiſtlichen Rath Sr. Eminenz des Cardinals Diepen⸗ 
brock, Fürſtbiſchofes von Breslau, eingeholt. Das eindrucks⸗ 
volle Schreiben des Kirchenfürſten, welches ihn dafür entſchied, 
der Stimme ſeiner Ueberzeugung zu folgen, ſoll der Herr Graf 
dem Könige mitgetheilt haben.“ 

— Man ſpricht von der eventuellen Ernennung des wiener 
Stadthauptmanns Herrn Weiß von Starkenfels zum Eher des 
zu errichtenden Polizeidepartements bei dem deutſchen Bunde. (N. 3.) 

1. Hausſuchungen u. ſ. w. Aus Weißenfels berich⸗ 
tet die „Magd. Z.“: Vor einigen Tagen erſchien der hieſige 
Bürgermeiſter in Begleitung eines Magiſtratsaſſeſſors in der 
Wohnung des Vorſtehers der freien Friſtlichen Gemeinde und 
erklärten, den Auftrag erhalten zu haben, in Folge einer pa⸗ 
riſer „Verſchwörung! bei allen Vorſtehern freier Gemeinden 
und politiſcher Vereine Hausſuchung zu thun. Die Haus⸗ 
ſuchung blieb fruchtlos; weil nichts von verbrecheriſchen Schrift 
ten vorhanden war, konnte auch nichts gefunden werden. 

Aus Halle vom 17. wird gemeldet: Geſtern Nachmittag 


\ 


i i Wislicenus und beim 
find von hieſiger Polizei zugleich bei Wislicenu 
Schriftführer der ſteien Gemeinde, Faktor T ee 
Papiere durchſucht worden. Als Anlaß eee Sagen 
gegen die freie Gemeinde in Zeit angege 5 b e 
dh ia 2 18 Se . Salt deren hat 

nicht den, da . 
Een ee ae ae de u an, 

nf c Inhalt dieſer 

und bei N Buch, worin derſelbe den 1 ; 
Verträge e aufzuzeichnen pflegte . 
weggenommen. Wie verlautet, iſt auch bei eu Pi liche 
hauſen eine ſolche Nachſuchung La und die vorort 

. n worden. 
a am 19. abermals mehrere Haus⸗ 
ſuchungen, angeblich wegen 
gen Schneidern ſtattgefunden. 


In Hildesheim wurde ebenfalls bei verſchiedenen Per⸗ 


ucht. 8 
e e für man un vagen 
mergerichts⸗ Aſſeſſor v. Zitzewitz hatte nat 5 


Ausweiſung aus Berlin ſich nach Sachſen begeben. ae 
1 der e Verlauf der Sache. Bald 5 Ras 
verlaſſen, erhielt er von feinem früheren Wirthe da ie nuch 
Schreiben, worin dieſer ihm mittheilte, daß ein Beam hm 
ihm gefragt, und ihn erſuchen laſſe, ſobald als möglich blick 
zu kommen; es ſolle ihm ein ſehr günſtiger Beſcheid fi kehrie 
werden. Obwohl Mißtrauen in dieſe Angaben ſetzen “ in 
Herr von Zitzewitz am 11. d. M. nach Berlin zurück, 5 
am Morgen des 12. auf das Polizeibüreau, wo ihm ie 
kannt gemacht wurde, daß der Polizei⸗Commiſſarius des Rev 55 
angewieſen ſei, den Hrn. von Zitzewitz zu arretiren. Er e 
darauf zum Polizeipräſtdium genöthigt, wo der Dirigent 15 
Ausweiſungebüreaus, Polizeirath Seeger, von dem one 
jme Mittheilung nicht ausgegangen war, und der nichts 5 
hr wußte, ihm erklärte, daß er Berlin fofort zu verlaſſen habe, 
und daß er es nur perſönlichen Mückfichten verdanke, wenn von 
der angedrohten Verhaftung und Detention im Arbeitshauſe 
abgeſtanden werde. Herr von Zitzewitz hat hierauf Berlin 
verlaſſen. 8 ann = - 
* Me ar in Schneeberg (Sachſen) iſt durch eine 
miniſterielle Verorznung aufgelöſt worden. a 

Der heutige „Staatsanzeiger“ enthält einen Steckbrief ge⸗ 
gen den Obergerichts Aſſeſſor Adolph Lothar Bucher aus 
Stolp und der vormalige Negierungs⸗Referendarius Rudolph 
Schramm aus Strigau, deren Signalement nicht angegeben 
werden kann, und welche rechtskräftig wegen verſuchten Auf⸗ 
ruhrs, erſterer zu Entſetzung von ſeinen Aemtern als Ober⸗ 
gerichts⸗Aſſeſſor und Stadtverordneter, zum Verluſt des Rechts, 
die preußiſche National⸗Kokarde zu tragen, und zu funfzehn⸗ 
monatlicher Feſtungsſtrafe, letzterer zum Verluſt der Nationale 
1 5 und zu ſechsmonatlicher Feſtungsſtrafe verurtheilt 
worden. ? 

7 Die Mittwochs-⸗Vorſtellung des Friedrich⸗Wilhelmſtäd⸗ 
tiſchen Theaters, welche zum Beneſiz des verdienten Regiſſeurs 
Heſſe ſtattfindet, verſpricht eine ſehr glänzende zu werden. 
Einen beſondern Reiz wird dieſelbe dadurch erhalten, daß außer 
den Balletmitgliedern der Hofbühne, Frau Brue und Hrn. 
Gasperini auch Frl. Johanna Wagner ihre Mitwirkung 
zugeſagt hat und an dieſem Abende zum erſten Male vor dem 
hieſigen Publikum als Liederſängerin auftreten wird. 

— Gegen das ſreiſprechende Urtheil des Gerichtshofes über 
den Kaufmann, früheren Expedienten der Conſtitutionellen Zei⸗ 
tung Wolff, gegen welchen bekanntlich die Staatsanwaltſchaft 
wegen der Aufnahme eines von einem frankfurter Bangquier⸗ 
Haufe zugeſandten Lotterieplanes in dies genannte Blatt Anklage 
pe Mi halte, iſt von der letztern die Appellation eingereicht 


1 Vor der 3. Abtheilung des Criminalgerichts wurde heute 


eommuniſtiſcher Umtriebe, bei eini⸗ 


gegen den Kammerdeputirten Harlort wegen verſuchter Störung 
des öffentlichen Friedens durch Anreizung u. ſ. w. verhandeltz 
die Anklage iſt, wie bekannt, auf den zu Anfang d. J. erſchle⸗ 
nenen und ſofort confiseirten „Bürger- und Bauernbrief“ be⸗ 
gründet. Der Staatsanwalt beantragte eine Geldſtrafe von 
50 Thalern gegen den Angeklagten und außerdem — und dies 
ſelbſt im Freiſprechungsfalle — Vernichtung der mit Beſchlag 
belegten Gremplare. Nach einer etwa zwelſtündigen Verhand⸗ 
lung ſprach der Gerichtshof den Angeklagten frei. Er ver⸗ 
fügte ferner die Freigebung der confiscirten Schrift und die 
Niederſchlagung der Koſten. Die Vertheidigung führte der 
Juſtizrath Ulfert. 0 8 
— Der Rentier Schleſinger aus Charlottenburg fand 
am Sonnabend vor dem Kreisgericht, angeklagt der verſuchten 
Störung des öffentlichen Friedens dürch Anreizung der Staates! 
angehörigen zum Haſſe und zur Verachtung gegen einander. 
Der Staatsanwalt fand dies Vergehen in einer in der Num⸗ 
mer des Charlottenburger Wochenblatts vom 27. Mai d. J. 
enthaltenen Aufforderung zur Unterſtützung eines ſchwer er⸗ 
krankten Arbeitsmannes Müller zu Charlottenburg, worin nach 
Nennung eines reichen, äußerſt wohlthäligen Einwohners da⸗ 
ſelbſt, folgende Stelle vorkam: „Mögen ſich die hieſigen Geiz⸗ 
hälſe, Wucherer und Schwelger, die ſich ſtets Gutgeſtunte nen⸗ 
nen und Gott im Munde führen, ein Veiſpiel daran nehmen, 
und au Euch, befſer gefinnte Arbeiter, ſtelle ich nicht die Bitte, 
ſondern mit vollem Rechte die Forderung, bis zur Geneſung 
des Müller wöchentlich 1 Sgr. von Euren Lohne herzugeben.“ 
Von dieſer Nummer war das vorſchriftsmäßige Exemplar der 
Polizei überliefert und bei der erfolgten Beſchlagnahme nur 
zwei Exemplare derſelben Nummer gefunden worden. Daß die 
Nummer anderweitig Verbreitung gehabt, hat ſich in der Vor⸗ 
unterſuchung nicht herausgeſtellt. Den Ausdruck Gutgeſinnte 
deutete der Staatsanwalt als ſolchen, der ſich auf die koͤniglich 
geſtunten Einwohner beziehe, gegen die in dem Artikel angereizt 
ſein ſolle. Der Angeklagte bekannte ſich zum Verfaſſer des 
Artikels, beſtritt aber einmal die Verbreitung deſſelben, ſowie 
andrerſeits die ihm untergebreitete Abſicht. Mit dem Allsdrucke 
Gutgeſinnten habe er ſolche Perſonen bezeichnen wollen, die 
wehlthätiger Denkart fein, Bit Rückſicht auf die wegen Ver⸗ 
leumdung und Beleidigung ſchon mehrfach erfolgten Beſtrafun⸗ 
gen des Angeklagten beantragte der Staatsanwalt eine Gmo⸗ 
natliche Gefangnißſtrafe gegen denſelben und a Bi dem wegen 
unangemeſſenen Betragens vor Gericht eine Atägige ſofort zu 
vollſtreckende Gefängnißſtrafe. Der Gerichtshof ſprach das 
Nichtſchuldig über den Angeklagten aus, indem er annahm, 
daß eine Verbreitung des Artikels nicht erwieſen ſei und darin 
eine ſolche keineswegs gefunden werden könne, daß der Polizei 
das vorſchriftsmäßige Exemplar der Zeitſchriſt überſandt wor⸗ 
den wäre.“ Auf den materiellen Inhalt des Artikels war der 
Gerichtshof unter dieſen Umſtänden gar nicht eingegangen. 
Wegen unangemeſſenen Betragens vor Gericht hatte das Gericht 
indeß eine Stägige Gefängnißſtrafe über den Angeklagten ver⸗ 
hängt, zu deren Vollſtreckung derſelbe ſofort in das Gefängniß 
abgeführt wurde, da es dagegen keinen Beſchwerdeweg giebt. 
+ Gegen den Rentier Schleſinger aus Charlottenburg 
wird morgen (Dienſtag) ver dem hieſigen Kreisgericht eine 
Anklage wegen boshafter Beſchädigung fremden GEigenthums 
verhandelt; das beſchädigte Eigenthum beſteht in einem chemi⸗ 
fen Feuerzeug. Da dem Angeklagten nach der Verhandlung 
vom Sonnabend (ſiehe oben) eine dreitägige ſofort zu verbü⸗ 
ßende Gefängnißftrafe zuerkannt wurde, jo wird er aus dem 
Gefängniß vor Gericht geführt werden. — Eine fernere Anz 
klage gegen Schleſinger, die vor dem Polizeigericht in Char⸗ 
Vottertburg am 25. verhandelt wird, lautet auf unbefugtes Ein 
dringen in die Häuſer der Bewohner von Charlottenburg und 
unbefugtes Sammeln von Beiträgen für Bedürftige; dieſe An⸗ 
klage bezieht ſich auf Annahme von Unterſtützungen für die 
Familie Temme. — Am 20. Oktober endlich iſt vor dem Kam⸗ 


miergericht ein Audienztermin anbecaumt, in welchem eine Sache 
gegen Schleſinger in zweiter Inftanz verhandelt wird; bie Anz 
klage lautet hier auf Beleidigung eines Beamten in Ausübung 
feines Dienſtes. Schleſinger, deshalb in erſter Inſtanz zu 6 
Wochen Gefangniß verurtheilt, hat hiergegen appellirt. 

— 5 Die von den eee und 1 
enographiſch aufgenommene Prozeß⸗Verhandlung gegen den 
ee Binde, die am 8. Juli in erſter In⸗ 
ſlanz verhandelt wurde, hat nunmehr bereits die dritte Auf⸗ 
lage erlebt, ein Beweis welches Aufſehen dieſer Prozeß und 
die dabei betheiligten Perſonen erregten. Dieſes Auſſehen 
dürfte ſich indeß durch die nochmalige Verhandlung derſelben 
Sache vor dem zweiten Richter noch ſteigern. Für Mitt⸗ 
woch iſt nämlich Zin cke vor der Kriminal⸗Abtheilung des 
Kammergerichts geladen, wozu der Angeklagte eine große Ans 
zahl von Zeugen aus den höchſten Ständen zur Entlaſtung 
vorgeſchlagen hat. Auch dieſe Verhandlung wird von den 
Herausgebern des erſten Heftes ſtenographiſch aufgenommen und 
in der Schulbuchhandlung als zweites Heft zu demſelben Preiſe 
erſcheinen. 2 

Breslau, 19. September. Dr. Paur, welcher im Jahre 
1847 als Lehrer der Realſchule in Neiſſe in Conflikt mit der 
dortigen katholiſchen Geistlichkeit gerathen war und unter der 
Zusicherung des damaligen Unterrichtsminiſters Eichhorn, eine 
andere Anſtellung zu erhalten, ſeine Entlafung genommen oder 
erhalten hatte, hat verſucht, ſich an der hieſigen Univerſität als 
Privatdscent in der philoſophiſchen Fakultät (für Literatur und 
deutſche Sprache) niederzulaſſen. Indeſſen hat das hieſige Uni⸗ 
verſitäts⸗Kuratorium dem Dr. Baur erklärt, daß deſſen Habili⸗ 
tation an der Univerfität hierſelbſt nicht für thunlich erachtet 
werden könne, „vielmehr erfordere die ſchuldige Rückſicht auf 
die eigenthumlichen Verhältniſſe der hieſigen Univerfität und auf 
die Stellung, die derſelbe früher zur katholiſchen Kirche einge⸗ 
nommen, daß ſein Geſuch um Zulaſſung zur Habilitation ab⸗ 
gelehnt werde.“ Auf erneuertes Geſuch des Dr. Paur beim 
Miniſterium und Hinweiſung auf die ihm ertheilte Zuſicherung 
hat dieſes durch Reſkript vom 28. Auguſt d. J. das Verfahren 
des Univerfitäts - Kuratoriums entſchieden gut geheißen. 

Die Herin Vergolder⸗Gehulfen werden zu einer Generals 
Berfammlung, Dienſtag den 23. September Abends 8 Uhr, 
Schützenſtr. 31. bei Herrn Kierski eingeladen. Tages⸗Ordnung: 
1) Wahl eines Altgehülfen. 2) Wahl zweier Prüfungs⸗Com⸗ 
miſſarien. Der Vorſtand. 


Jüdiſche Reformgemeinde. 
Die Verlooſung der Plätze u. Ausgabe der Eintrittskarten zu 
unſerem Gotteshauſe für das nächſte Jahr findet v. 21. bis 
zum 24. d. M. in den Vormittagsſtunden von 10 —12 uhr in 
unferem Büreau, Neue Friedrichsſtr. Nr. 47., ſtatt. 
DD G IOT UND) 

Die zu dem Betſaal Neue Friedrichsſtr. 56. abzuholenden 
Einlaßkarten können in Empfang genommen werden: Kloſter⸗ 
ſtr. 2. und 13., Biſchofsſtr. 27. in der Conditorei, und Neue 
Frievrichsſtr. 56. bei Herrn Krüger. 


Münchs Theater, Große Frantfurterſtraße 28. 
Dienſtag: „Don Juan,“ gr. Pantomime. Vorher: Gymnaſtik. 


Breslau, 20. Sept. Die grauen Schweſtern aus Mün⸗ 
chen, auch Lehrſchweſtern genannt, werden demnächſt auch hier 
ihre Wirkſamkeit, die Jugend zu bilden, beginnen. 

Trier, 17. Sept. Durch Urtheil des Diseiplinar⸗Gerichtes 
zu Berlin iſt der Landrath Thillmany von Bitburg von der 
gegen ihn erhobenen Beſchuldigung freigeſprochen worden. Der⸗ 
ſelbe muß jedoch verſetzt werden und hat die Umzugskoſten ſelbſt 
zu tragen. — Heute wurde vor dem hieſigen Schwurgerichte 
die Anklage gegen den ehemaligen Oberförſter Emmermann 
von Thronecken, welche auf Hochverrath lautete, verhandelt und 
derſelbe vom Aſſiſenhofe in contumaciam zum Tode ver⸗ 
urtheilt. 

Fraukfurt, 19. Seyt. Wie man aus Hanau vernimmt 
findet heute in Wilhelmsbad ein Militair- Ball ſtatt, der zu 
Ehren des Staatsminiſters Haſſenpflug veranſtaltet worden, 
und dem auch Dom Miguel beiwohnen werde. 

Stuttgart, 18. Sept. Wie man hört, ſtehen auch hier 
demnächſt firengere vorbeugende Maßregeln gegen den Miß⸗ 
brauch des Vereinsweſens und der Preßfreiheit bevor. 

Die bürgerlichen Collegien zu Oberndorf hatten dem Könige 
die Bitte um Niederſchlagung des Becherſchen Prozeſſes 
und um Amneſtirung der hieran Betheiligten vorgelegt. Die 
Antwort lautete abſchlägig. 

Wien, 20. September. 
Verfaſſungseides entbunden. 

Paris, 20. September. Das auf einen Monat ſuspen⸗ 
dirte „Evenement“ erſcheint jetzt von Victor Hugo eingeleitet 
als „Gvenement du Peuple.“ Joinville's Kandidatur wird 
immer ernſtlicher. 

Der angebliche Chef der Verſchwörung, welcher mit den 
deutſchen Complotiſten in Paris zugleich in Straßburg verhaf⸗ 
tet wurde, iſt nur, wie verſichert wird, ein fried fertiger 
Schneider, der unglücklicher Weiſe am Tage ſeiner Verhaf⸗ 
tung einen Brief aus Paris erhielt. 

Malta, 4. Sept. Die öſterreichiſche Kriegsbrigg „Hus⸗ 
ar“ iſt von hier nach Cadix abgeſegelt. (Tel. Dep.) 


Verantwortlicher Redakteur: Hermann Holdheim in Berlin. 
RNömiſcher Hippodrom 


von 
Alexander Guerra. 

Die für Sonntag den 21. Septbr. angekündigt gewefens, 
der ungünſtigen Witterung halber ausgeſetzte Vorſtellung mit 
der Gratis ⸗ Lotterie eines kleinen Pferdes und der 
Erſtürmung der Feſtung Zaatcha wird, um vielen Inhabern 
ausgegebener Billets und Looſe zur Pferde⸗Lotterie gerecht zu 
werden, am 

Dienſtag, den 23. September, N 
zugleich als 


Die Beamten werden fetzt ihres 


unwiderruflich letzte Vorſtellung, 
ſtattfinden. Das Nähere die Programme. 

Mittwoch, den 24. wird bei mir ein Schwein und mehrere 
Schinken ausgeſchoben. Brüning, an d. Anhalt. Eiſenbahn. 
30 Kehlhobeln ſo wie etwas Tiſchler⸗ u. Zimmerwerkzeug ſind 
billig zu verkaufen, Kochſtraße Nr. 28. beim Tiſchler. 


Krügers Kaffeehaus, Gartenſtr. 10. Heute Dienftag, 
auf Verlangen: „Die Kreutzfahrer“, gr. Nitterſch. in 5 Akten. 
Haackſchen⸗Markt Nr. 3., 1 Tr. 
A. Benhold, Oranienburgerſtr. Ecke. 
Dienſtag, Donnerſtag und Freitag: Soirée musicale 
von Herrn Meyer. Anfang 6 Uhr, Ende 12 Uhr. 
Zur Aufführung kommt Kladderadatſch⸗Sprünge, 
neutejte Polka von B. Meyer. 
Eine Stube iR zu vermiethen, Brunnenſtr. 222. bei Hennig. 
Berlin, 
Verlag von Theodor Heymann. 


1 Kinderwagen mit eiſ. Are i. z. verk. Fietzmannsgaſſe 10. 

1 Burſche der Luſt hat Drechsler zu lernen kann ſich mel⸗ 
den beim Drechslermſtr. Weyde, Monbijouplatz 10. 

Ein Tiſchlerlehrling wird verlangt, Grenakdierſtr. 23. 
Stahlarbeiter u. Schleifer finden dauernde 
Beſchäftigung bei Goldberg, Neue Schönhauſerſtr. Nr. 16. 

Junge Männer, welche an einem Chorgeſangszirkel theilneh⸗ 
men wollen erfahren d. Mäh. Stralauerſtr. 10. im Lad. b. Franke. 


Druck von W. Pormetter in Berlin, 
Kommandantenſtr. 7. 


